
baldmöglichsten Rückzahlung nichts ändern sollen und 
nichts ändern können. Zufolge der unbegründeten An­
nahmeverweigerung am 18. Juni 1948 sei sie deshalb 
nach der Währungsreform nur verpflichtet gewesen, 
V10 des Nominalbetrages in DM zurückzuzahlen.

Der Vorderrichter hat die Beklagte zunächst im Ur­
kundenprozeß durch Vorbehaltsurteil dem Klagean­
träge entsprechend verurteilt und dann im Nachver­
fahren nach Beweisaufnahme das Vorbehaltsurteil 
ohne Vorbehalt aufrechterhalten. Das Urteil führt aus, 
der Kläger habe mit Rücksicht auf die Kündigung 
zum 30. Juni, die er nicht zurückgewiesen habe, das 
Geld am 18. Juni nicht anzunehmen brauchen.

G r ü n d e :
Der Berufung war der Erfolg zu versagen. Wenn 

der Kläger bei seiner Entlassung um Rückzahlung des 
Darlehns gebeten hatte, so hatte diese Bitte durch die 
Erklärung der Beklagten, daß sie dazu zur Zeit außer­
stande sei, daß sie aber das Geld aus den ersten Ein­
gängen der neuen Ernte zurückzahlen werde, ihre Er­
ledigung gefunden. Da sich der Kläger hiermit ein­
verstanden erklärt hatte, kann seine erledigte Bitte 
um sofortige Auszahlung auch nicht in eine Kündigung 
mit Dreimonatsfrist umgedeutet werden. Wenn die 
Beklagte das Darlehn am 31. März 1948 zum 30. Juni 
1948 gekündigt hat und der Kläger dem nicht wider­
sprach, so liegt darin sein Einverständnis, daß die 
Zahlung nunmehr am 30. Juni 1948 erfolgen sollte. 
Früher war sie auch sowieso nicht zu erwarten ge­
wesen, weil die Zahlung ja erst aus den Eingängen 
der neuen Ernte erfolgen sollte. Damit ist die Dar­
lehnsschuld am 30. Juni 1948 fällig geworden. Bei 
verzinslichen Darlehn ist aber, besonders wenn es sich 
— wie hier — um ein erhebliches Kapital handelt, 
nach zutreffender Rechtsprechung in der Regel nicht 
anzunehmen, daß der Schuldner vor der Zeit leisten 
darf, § 271 Abs. 2 BGB also in der Regel zu ver­
neinen, und von dieser Regel ist auch im vorliegenden 
Fall nicht abzuweichen, denn der Kläger hatte sich 
nunmehr darauf einstellen müssen, daß er das Geld 
erst zum 30. Juni zurückerhielt, und er hätte es — da 
er Schulden, die er damit hätte abdecken können, 
offenbar nicht besaß — am 18. Juni, d. i. an dem 
Tage, an welchem im Westen bereits die Währungs­
reform bekannt gegeben wurde, und in der kurzen 
Zeit bis zum Eintritt der nunmehr auch für die Ost­
zone bestimmt zu erwartenden Geldreform nicht mehr 
vollwertig anlegen können, außer vielleicht in den 
1946 von den Landesregierungen der damaligen Ost­
zone ausgegebenen Anleihestücken, was er aber da­
mals noch nicht wissen konnte. Der Kläger war des­
halb nicht verpflichtet, das Geld am 18. Juni 1948 an­
zunehmen. Folglich muß die Beklagte die geschuldete 
Leistung gemäß Ziff. 18 der Währungsverordnung in 
voller Höhe in DM bewirken, sie kann sich weder auf 
Abschnitt VIII Ziff. 3 der Durchführungsbestimmungen 
zur Währungsverordnung noch auf § 300 Abs. 2 BGB 
berufen.

§§ 823, 847, 852 BGB.
Für die Hemmung der Verjährung sind die Verhält­

nisse des gesetzlichen Vertreters, nicht die des Ver­
tretenen maßgebend.

Über die Voraussetzungen der Fahrlässigkeit bei, Haf­
tung für den Unfall eines Kindes.

OLG Halle, Urt. vom 18. Oktober 1950 — 1 U 11/50.
Kläger ist der am 4. Juni 1935 geborene Hermann G., 

dessen Vater während des Krieges zur Wehrmacht ein­
gezogen wurde und bisher nicht zurückgekehrt ist.

Am 11. August 1943 machte die Mutter des Klägers 
(sein Vater war damals bereits Soldat) gemeinsam 
mit anderen Frauen auf einem Ackerstück des Beklag­
ten Kartoffeln aus. Der Beklagte, Landwirt S., fuhr 
am Spätnachmittag dieses Tages mit seinem Trecker 
mit anhängendem Kastenwagen auf das Feld, um dort 
Kartoffeln aufzuladen. Er brachte den Kläger, den 
damals 8 Jahre alten Jungen Hermann G., auf dem 
Trecker mit. Während die Mutter des Klägers und die 
übrigen Arbeiterinnen auf ihren Fahrrädern nach Hause 
fuhren, fuhr der Beklagte mit dem mit Kartoffeln 
beladenen Fahrzeug nach Hause. Er wies dem Kläger 
den Platz in der Schoßkelle des Kastenwagens an. 
Auf der Fahrt fiel der Kläger herunter und wurde

vom Anhänger überfahren. Er erlitt einen Beinbruch, 
das Fleisch des Unterschenkels wurde ihm abge­
quetscht.

Aus den G r ü n d e n :
Wenn auch eine vertragliche oder vertragsähnliche 

Haftung des Beklagten nicht gegeben ist, so kann der 
Kläger jedenfalls seine Ansprüche auf die Vorschriften 
über unerlaubte Handlungen, insbesondere die §§ 823, 
847 BGB stützen. Diese Ansprüche sind auch nicht 
etwa gemäß § 852 BGB verjährt. Der Vater des Klä­
gers ist während seiner Kriegsabwesenheit gesetz­
licher Vertreter geblieben. Für ihn als Wehrmachts­
angehörigen ist die Verjährung bereits nach § 30 der 
VHV vom 30. November 1939 (RGBl. I S. 2329) ge­
hemmt gewesen, im übrigen ist eine Hemmung der 
Verjährung durch die Verordnungen vom 9. Dezember 
1943 (RGBl. I S. 668) und vom 27. September 1944 
(RGBl. I S. 229/233) bis zum Schluß des Jahres 1945 
eingetreten. Da die Klage am 1. März 1948 erhoben 
ist, kann von einem Ablauf der in dem erwähnten 
§ 852 BGB vorgeschriebenen Dreijahresfrist nicht die 
Rede sein.

Nach dem oben genannten § 823 BGB ist nur der­
jenige zum Schadensersatz verpflichtet, der (vorsätz­
lich oder) f a h r l ä s s i g  . . . . Körper und Gesund­
heit . . . .  eines anderen widerrechtlich verletzt. Dieses 
vom Gesetz als Voraussetzung der Schadensersatz­
pflicht geforderte f a h r l ä s s i g e  Verhalten des Täters 
ist in der Handlungsweise des Beklagten zu erblicken. 
Der Beklagte durfte schon das Mitfahren des Klägers 
vorn auf dem Trecker nicht dulden. Noch viel weniger 
durfte er den Kläger aber bei der Rückfahrt auf die 
Schoßkelle setzen oder ihm diese als Sitz zuweisen. 
Auf letzterer, einem schmalen Brett über der Deichsel 
des Anhängers, das auch für Erwachsene keinen un­
gefährlichen Sitz darstellt, war das Kind erheblichen 
Erschütterungen und damit der Gefahr, herunterge­
schleudert zu werden, ausgesetzt. Der Beklagte konnte 
es auch von seinem Platz auf dem Trecker weder 
beobachten, noch konnte er infolge des Fahrgeräusches 
etwaige Hilferufe des Jungen vernehmen. So trägt 
der Beklagte die Schuld daran, daß der Kläger von 
seinem Sitz herunterfiel und überfahren wurde. Aber 
auch wenn der Kläger nicht heruntergefallen, sondern 
aus eigenem Antrieb herabgesprungen sein sollte, hat 
der Beklagte den Unfall des Klägers verschuldet. Er 
durfte den Achtjährigen eben nicht auf eine Art auf 
seinem Fahrzeug unterbringen, die ihm nicht gestattete, 
den noch unvernünftigen Knaben ständig zu beobach­
ten und rechtzeitig einzugreifen.

Gerade weil es sich damals um ein der Einsicht in 
sein Tun ermangelndes Kind von acht Jahren ge­
handelt hat, kann von einem eigenen Verschulden auf 
Seiten des Klägers nicht gesprochen werden. (§ 828 
BGB.)

§ 1355 BGB; § 57 EheG; Art. 6 Verfassung.
§ 57 EheG verstößt gegen die Gleichberechtigung der 

Frau und steht damit im Widerspruch zu Art. 7 der 
Verfassung.

OLG Erfurt, Beschl. vom 7. November 1950 — 4 W 
234/50

G r ü n d e :
Die Ehe der beiden Parteien ist gerichtlich ge­

schieden. Der Mann hat nun mit der Behauptung, daß 
sich seine geschiedene Frau nach der Scheidung ihm 
gegenüber einer schweren Verfehlung schuldig gemacht 
hat, den Antrag gestellt, ihr die Führung seines Na­
mens zu untersagen ((§ 57 EheG).

Das Amtsgericht hat in der Bestimmung des § 57 
EheG ein Sonderrecht des Mannes erblickt und daher 
den Antrag zurückgewiesen mit der Begründung, daß 
diese Bestimmung als der durch Artikel 7 der Ver­
fassung geschaffenen Gleichstellung von Mann und 
Frau widersprechend nicht mehr als geltend angesehen 
werden könne.

Auf die Beschwerde des Antragstellers hat das Land­
gericht diesen Beschluß aufgehoben und das Amts­
gericht angewiesen, dem Verfahren Fortgang zu geben 
und unter Abstandnahme der im Beschluß ausge­
sprochenen Bedenken über den Antrag des Walter 
F., seiner geschiedenen Ehefrau Anna F. die Führung 
seines Namens zu untersagen, zu entscheiden.
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